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Kreative Kriegsfinanzierung
Schattenhaushalte, Kriegskassen und Verteidigungsfonds
von Jürgen Wagner

Seit vielen Jahren wird versucht, mehr und mehr Geld 
für den Rüstungssektor zu mobilisieren – auch und ge-
rade über die EUropäische Ebene. Diesbezüglichen Be-
strebungen waren lange verhältnismäßig enge Grenzen 
auferlegt, dominierte doch bis kürzlich eine Auslegung 
des Lissabon-Vertrages, derzufolge keine militärrele-
vanten Ausgaben aus dem EU-Budget bestritten werden 
dürfen. Aus diesem Grund wurde seit Jahren eine beacht-
liche Kreativität an den Tag gelegt, um diesen Finanzie-
rungsvorbehalt auf die ein oder andere Weise zu umge-
hen. Besonders nachdem mit Großbritannien aber einer 
er größten Befürworter des Finanzierungsvorbehaltes in 
absehbarer Zeit die EU verlassen dürfte, wird nun immer 
offener auf eine Verwendung von EU-Budgetgeldern für 
Rüstungszwecke hingearbeitet. Vorläufiger Höhepunkt 
dieser Entwicklung ist der „Europäische Verteidigungs-
fonds“, den die EU-Kommission mit ihrem Verteidi-
gungs-Aktionsplan vom 30. November 206 vorschlug 
und der der schrankenlosen Verwendung von EU-Geldern 
für Rüstungszwecke Tür und Tor zu öffnen droht.

1. Der Finanzierungsvorbehalt des  
Lissabon-Vertrages

Glaubt man dem Gejammer aus Politik, Industrie und 
Militär, so könnte fast der Eindruck entstehen, als habe 
in den letzten Jahren ein regelrechter Kahlschlag bei den 
Rüstungshaushalten stattgefunden. Dies ist keineswegs 
der Fall – im Gegenteil. So liegen die EU-Rüstungshaus-
halte im Jahr 2015 (neuere Daten liegen noch nicht vor) 
mit 200 Mrd. doch recht deutlich über denen aus dem 
Jahr 2001 (177 Mrd.). Hinzu kommt noch, dass der Trend 
in jüngster Zeit wieder stark in Richtung höherer Rüs-
tungsausgaben geht, woran nicht zuletzt Deutschland mit 
seinen rasanten Zuwächsen der letzten Jahre einen erheb-
lichen Anteil hat.

Während von Militärseite seit einigen Jahren eine Art 
„Kehrtwende“ in Sachen Rüstungsausgaben zwar beju-
belt wird, sind die diesbezüglichen nationalen Potenziale 
logischerweise nicht unerschöpflich. Insofern liegt das 
Bestreben nahe, sich zusätzliche Quellen zu erschließen. 
Wie bereits angedeutet, erwies sich dies auf EU-Ebene 
lange als überaus mühsam, was vor allem dem Finanzie-
rungsvorbehalt in Artikel 41, Absatz 2 des EU-Vertrages 
geschuldet war, in dem es heißt: „Die operativen Ausga-
ben im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Ka-
pitels gehen ebenfalls zulasten des Haushalts der Union, 
mit Ausnahme der Ausgaben aufgrund von Maßnahmen 
mit militärischen oder verteidigungspolitischen Bezügen 
und von Fällen, in denen der Rat einstimmig etwas ande-
res beschließt.“ Lange wurde dieser Passus mehrheitlich 
derart interpretiert, dass auf dieser Grundlage keinerlei 
militärrelevanten Ausgaben aus dem EU-Haushalt be-
stritten werden dürfen. Noch im April 2015 veröffent-
lichte die EU-Kommission beispielsweise ein Papier, in 
dem es klipp und klar hieß: „Die Verträge schließen die 

Möglichkeit aus, Ausgaben aufgrund von Maßnahmen 
mit militärischen oder verteidigungspolitischen Bezügen 
aus dem EU-Haushalt zu finanzieren (Artikel 41 Absatz 
2 EUV).“1

2. Nicht-militärische Militärtöpfe

Aufgrund der beschriebenen Begehrlichkeiten ist auf 
EU-Ebene über die Jahre ein komplexes Geflecht ver-
schiedener Maßnahmen, Initiativen und Töpfe entstan-
den, um den besagten Finanzierungsvorbehalt so weit als 
möglich zu unterlaufen, wie der folgende, keineswegs 
Vollständigkeit beanspruchende Überblick zeigt: So wer-
den rund 10% der Kosten von EU-Militäreinsätzen über 
einen ATHENA genannten Schattenhaushalt finanziert, 
in den sämtliche Mitgliedsstaaten (ausgenommen Dä-
nemark) einzahlen – unabhängig davon, ob sie sich an 
einer bestimmten Operation beteiligen oder nicht.2 Auch 
ist es Usus, Militäreinsätze hin und wieder einfach als 
„zivil“ zu deklarieren, weil sie so über den Budgetitel der 
„Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik“ (GASP) 
finanziert werden können.3 Um besonders krasse Fälle – 
auch was die Höhe der Beträge anbelangt – handelt es 
sich bei den beiden EU-Weltraumprojekten Galileo und 
Copernicus. Obwohl beide eindeutig in nicht zu vernach-
lässigendem Ausmaß militärischen Zwecken dienen4, 
werden sie aus dem EU-Haushalt finanziert. Für Galileo 
sind im mehrjährigen Finanzrahmen 2014 bis 2020 etwas 
über 7 Mrd. Euro eingestellt, Copernicus erhält knapp 4,3 
Mrd.5 Dreist ist auch die „African Peace Facility“ – ihr 
wurden seit 2004 vor allem für den Aufbau afrikanischer 
Interventionstruppen und zur Finanzierung von Militä-
reinsätzen der Afrikanischen Union 1,9 Mrd. Euro ent-
nommen.6 Dabei handelt es sich um Gelder, die aus dem 
„Europäischen Entwicklungsfonds“ stammen!

Obwohl also offensichtlich seit Jahren beträchtliche 
Anstrengungen unternommen werden, um den EU-Fi-
nanzierungsvorbehalt seitlich zu untergraben, wurde seit 
kurzem zum direkten Frontalangriff übergegangen.

3. Dammbruch Verteidigungsfonds

Schon in seiner Rede zur Lage der Europäischen Uni-
on im September 2016 kündigte EU-Kommissionschef 
Jean-Claude Juncker an, einen Vorschlag zur Einrichtung 
eines Europäischen Verteidigungsfonds präsentieren zu 
wollen: „Europa muss mehr Härte zeigen. Dies gilt vor 
allem in unserer Verteidigungspolitik. […] Eine starke 
europäische Verteidigung braucht eine innovative euro-
päische Rüstungsindustrie. Deshalb werden wir noch vor 
Jahresende einen Europäischen Verteidigungsfonds vor-
schlagen, der unserer Forschung und Innovation einen 
kräftigen Schub verleiht.“7

Konkretisiert wurde diese Absichtserklärung dann mit 
der Vorlage des „Verteidigungs-Aktionsplans“ der Kom-
mission vom 30. November 2016, der es in der Tat in 
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sich hat.8 Die Kommission argumentiert darin u.a., dass 
eine Verwendung von EU-Geldern für den Rüstungssek-
tor eine notwendige Folge der Forderung nach autono-
men Kriegsführungsfähigkeiten sei, die in der EU-Glo-
balstrategie vom Juni 2016 und dem daraus abgeleiteten 
Umsetzungsplan für Sicherheit und Verteidigung vom 
14. November 2016 erhoben wird. Dies sei ohne „aus-
reichende“ Investitionen in die Forschung, Entwick-
lung und Beschaffung von Spitzentechnologie jedoch 
nicht realistisch, so die Kommission weiter. Da es den 
Nationalstaaten seit Jahren nicht gelänge, genug Gelder 
in den Rüstungssektor zu pumpen, müsse nun eben die  
EU-Ebene „aushelfen“, so die „Logik“ der Kommission: 
„Dieser Aktionsplan ist eng verknüpft mit dem Umset-
zungsplan für Sicherheit und Verteidigung aus der Glo-
balen Strategie, in dem neue Zielvorgaben für die Union 
und Maßnahmen zu deren Erfüllung festgelegt sind […]. 
Viele Mitgliedstaaten haben ihre Verteidigungsbudgets 
in den letzten 10 Jahren gekürzt. […] Ohne nachhaltige 
Investitionen in den Verteidigungsbereich läuft Europas 
Industrie Gefahr, nicht über das erforderliche technologi-
sche Know How zu verfügen, um die nächste Generati-
on entscheidender Verteidigungsfähigkeiten aufzubauen. 
Letztlich wird dadurch die strategische Autonomie der 
Union und ihre Fähigkeit, Sicherheit bereitzustellen, be-
einträchtigt.“ (S. 3)

Wie oben bereits ausgeführt, ist die Finanzlage leider 
bei weitem nicht so düster, wie sie von der Kommission 
beschrieben wird, nichtsdestotrotz pocht der „Verteidi-
gungs-Aktionsplan“ darauf, es sei dringend erforderlich, 
dass die Europäer mehr „in die Entwicklung wichtiger 
Verteidigungsfähigkeiten investieren.“ (S. 3) Zu diesem 
Zweck solle ein „Europäischer Verteidigungsfonds“ mit 
zwei Komponenten eingerichtet werden: einem  „For-
schungsfenster“ und einem „Fähigkeitenfenster“. 

Forschungsfenster: Schon im Februar 2016 hatte eine 
aus Rüstungslobbyisten und Militärpolitikern besetzte und 

von der EU-Industriekommissarin einberufene „Gruppe 
von Persönlichkeiten“ einen Bericht vorgelegt, in dem 
die Einrichtung eines EU-Rüstungsforschungshaushaltes 
im nächsten EU-Haushalt (2021-2027) im Umfang von 
500 Mio. Euro jährlich gefordert wurde.9 Diese Zahl wur-
de im Anschluss von einem Bericht des EU-Parlaments 
aufgegriffen10 und fand dann auch eins zu eins Eingang 
in den Verteidigungs-Aktionsplan der EU-Kommission. 
Dem Rüstungsforschungshaushalt soll mittels einer „Vor-
bereitenden Maßnahme“ im Umfang von 90 Mio. Euro 
der Weg geebnet werden: „Angesichts der Bedeutung der 
Investitionen in die Verteidigungsforschung, der Größe 
der nationalen Verteidigungsforschungshaushalte und der 
hohen Entwicklungskosten für Spitzenverteidigungstech-
nologie könnten für ein solches ‚Fenster‘ schätzungswei-
se Mittel von jährlich 500 Mio. EUR erforderlich sein, 
um eine substanzielle Wirkung zu erreichen“. (S. 8)

Fähigkeitenfenster: Während sich die Einrichtung ei-
nes EU-Rüstungsforschungshaushaltes leider schon län-
ger abzeichnete, ist die zweite Komponente des vorge-
schlagenen „Europäischen Verteidigungsfonds“ gänzlich 
neu. Noch nicht einmal in Junckers Rede zur Lage der 
Europäischen Union vom 14. September 2016, in der 
von Kommissionsseite erstmals die Einrichtung eines 
EU-Verteidigungsfonds vorgeschlagen wurde, fand das 
sog. „Fähigkeitenfenster“ Erwähnung. Über die „bloße“ 
Forschung hinaus, will man hier einen großen Schritt in 
Richtung einer (Ko)Finanzierung länderübergreifender 
Beschaffungsprojekte durch die Europäische Union ge-
hen: „Es [das Fähigkeitenfenster] würde die gemeinsa-
me Finanzierung der Entwicklung und Beschaffung im 
Bereich der strategischen Prioritäten bei den Fähigkeiten 
sicherstellen. […] Der Schwerpunkt dieses ‚Fensters‘ soll 
auf den Phasen im Anschluss an FuT liegen, d. h. Prototy-
pen sowie die Entwicklung und Beschaffung von Gütern 
und Technologien. Nach ersten Schätzungen könnte ein 
Referenzbetrag von 5 Mrd. EUR pro Jahr als Zielmarke 

EU-Militärausgaben in Mrd. Euro. Quelle: EU-Verteidigungsagentur, die aber erst seit 2005 Daten erhebt. Das Jahr 2001 
wurde auf Grundlage von SIPRI-Daten berechnet.
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dienen. Dies entspricht 2,5 % der gesamten nationalen 
Verteidigungsausgaben in der EU und 14 % der nationa-
len Ausgaben für Verteidigungsfähigkeiten.“ (S. 10)

4. Politisch-rechtlicher Eiertanz

Wie gesagt, vonseiten der Mitgliedsstaaten besteht zwar 
ein großes Interesse, EU-Gelder für militärische Belange 
„locker“ zu machen. Gleichzeitig wollen sie aber keine 
Kompetenzen an die suprastaatliche EU-Ebene abtreten. 
Auch der Kommission ist dies bewusst, weshalb sie ver-
sucht, möglichen Bedenken der Mitgliedsstaaten, dass 
sie die Kontrolle über politisch wie wirtschaftlich wich-
tige Rüstungsbeschaffungsprozesse verlieren könnten, 
gleich offensiv entgegenzutreten. Unmissverständlich 
wird deshalb betont, dass die Mitgliedsstaaten hier den 
Hut aufhaben sollen: „Die Ermittlung von Prioritäten und 
die Eigentumsrechte an den Fähigkeiten würden eindeu-
tig bei den Mitgliedstaaten verbleiben, welche derartige 
Fähigkeiten auch betreiben. […] Die finanziellen und 
operativen Entscheidungen in Bezug auf konkrete Pro-
jekte und ihre Finanzierungsmodalitäten verbleiben bei 
den Mitgliedstaaten, die sich am jeweiligen Projekt be-
teiligen, im Rahmen der auf der Ebene der Dachstruktur 
festgelegten Regeln.“ (S. 11)

Die Finanzierung des „Fähigkeitenfensters“ soll einer-
seits durch die Mitgliedsstaaten erfolgen, wobei dies-
bezügliche Aufwendungen weder den Beschränkungen 
des Stabilitätspaktes noch sonstigen fiskalischen Stran-
gulierungsmaßnahmen der Troika unterliegen sollen. So 
zumindest dürfte diese Passage des „Verteidigungs-Ak-
tionsplans“ zu verstehen sein: „Die nationalen Kapital-
beiträge zum ‚Fähigkeitenfenster‘ werden als ‚einmalige 
Maßnahmen‘ im Sinne des Stabilitäts- und Wachstum-
spakts betrachtet und belasten somit nicht die struktu-
rellen Konsolidierungsanstrengungen, die von den Mit-
gliedstaaten erwartet werden.“ (ebd.)

Auf der anderen Seite betont die Kommission aber auch 
unmissverständlich ihre Bereitschaft, EU-Gelder für den 
Verteidigungsfonds heranziehen zu wollen: „Die Kom-
mission wird sämtliche Möglichkeiten der Finanzierung 
des ‚Fähigkeitenfensters‘ aus dem EU-Haushalt prüfen, 
die mit den Verträgen im Einklang stehen. Sie ist au-
ßerdem bereit, das ‚Fenster‘ mit ihrer finanziellen und 
technischen Fachkenntnis zu unterstützen.“ (S. 12) Ein 

Vorschlag, den die Kommission in diesem Zusammen-
hang unterbreitet, besteht darin, hierfür die EU-Struktur- 
und -Investitionsfonds anzuzapfen. Über sie werden in 
den  nächsten drei Jahren insgesamt satte 315 Mrd. Euro 
ausgeschüttet, wobei aber bislang Militärausgaben aus-
geschlossen waren: „Die EU-Struktur- und -Investitions-
fonds (ESI-Fonds) können von den Mitgliedstaaten im 
Verteidigungssektor in Anspruch genommen werden, so-
fern damit ein Beitrag zu den Zielsetzungen des jeweili-
gen Fonds geleistet wird […]. Die Verteidigungsindustrie 
kann einen Beitrag zu den in den ESI-Fonds festgelegten 
Zielen leisten und etwa die wirtschaftliche Entwicklung 
auf regionaler Ebene als Multiplikator für hohe Investiti-
onen in Kompetenzen, Arbeitsplätze und die technologi-
sche und wirtschaftliche Entwicklung fördern.“ (S. 14)

Tatsächlich gibt es kaum einen Sektor, in dem Geld un-
produktiver angelegt wäre als im Rüstungsbereich, wie 
diverse Studien bestätigen11, das hält die Kommission 
jedoch nicht davon ab, so wie hier unablässig das Gegen-
teil zu behaupten. Entscheidend ist jedoch die Frage, wie 
die Kommission dem selbsterklärten Anspruch gerecht 
werden will, dass alle Maßnahmen „mit den Verträgen 
im Einklang stehen“ müssen. Tatsächlich bestehen erheb-
liche Zweifel, dass die anvisierten Forschungs- und Fä-
higkeitenfenster mit dem oben beschriebenen Finanzie-
rungsvorbehalt vereinbar sind. Mit Blick auf den bereits 
damals diskutierten EU-Rüstungsforschungshaushalt 
beauftragte die Linken-Abgeordnete Nicole Gohlke den 
Wissenschaftlichen Dienst des Bundestages (WD) damit, 
genau diese Vereinbarkeit zu prüfen. Der Sachstand „Zur 
Zulässigkeit der Haushaltsfinanzierung von Forschung 
im GSVP-Kontext vor dem Hintergrund des Verbots des 
Art. 41 Abs. 2 EUV“ gibt einen Einblick, wie künftig die 
Verwendung von EU-Geldern für militärische Maßnah-
men als rechtskonform zurechtgebogen werden soll. 

Grob zusammengefasst scheint der WD zu argumentie-
ren12, Artikel 41(2) beziehe sich lediglich auf „operative 
Maßnahmen“, worunter im engeren Sinne nur „Operati-
onen“, also Militäreinsätze zu verstehen seien: „Bereits 
der Wortlaut ‚operative Maßnahme‘ erfasst nach allge-
meinem Sprachgebrauch schon nicht Forschungstätigkei-
ten.“13 Auf dieser Grundlage lässt sich im Prinzip dann 
auch die Finanzierung nahezu sämtlicher erdenklicher 
Militärausgaben unterhalb der Einsatzschwelle rechtfer-
tigen – und es steht zu befürchten, dass die Entwicklung 
genau darauf hinauslaufen könnte. Damit wäre dann der 
Finanzierungsvorbehalt endgültig ad acta gelegt und der 
Weg freigeräumt, um Milliardenbeträge aus dem EU-
Haushalt in den Rüstungssektor umzuleiten.
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Europäischen Parlaments zur „Europäischen Verteidigungsuni-
on“ (2016/2052(INI)), in dem festgestellt wird, dass „für das 
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Zeitraum ein Gesamthaushalt von jährlich mindestens 500 Mio. 
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langt, dass in keinem Bereich weniger Arbeitsplätze pro investier-
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Aufbauend auf den Erfahrungen, 
die u.a. mit der nebenstehend ange-
sprochenen „African Peace Facility“ 
gemacht wurden, nahm der Aufbau 
lokaler Truppen – im Fachjargon 
„Ertüchtigung“ genannt – als poli-
tisch wie finanziell kostengünstigere 
Alternative zu direkten Militärein-
sätzen in der westlichen Strategie-
planung der letzten Jahre immer wei-
ter an Bedeutung zu. Dies gilt auch 
und gerade für Deutschland, wo 
2016 ein eigener Haushaltstitel im 
Umfang von 100 Mio. Euro (2017: 
130 Mio.) hierfür eingerichtet wur-
de: „Die Praxis der Ausbildung und 
Ausrüstung von Sicherheitskräften 
in Drittstaaten ist, ebenso wenig 
wie die Kritik daran, in Deutschland 
nicht neu. Allerdings ist sie für die 
deutsche Politik zunehmend zu ei-
ner Art Allzweckwaffe geworden, 
die sich im Rahmen des neuen ‚Ver-
antwortungsdiskurses‘ legitimieren 
lässt und die sowohl militärische 
Machtprojektion und Rüstungsex-
porte als auch Kontrolle über ande-
re Länder ermöglicht, ohne sich auf 
langfristige, teure und personalin-
tensive Einsätze einlassen zu müs-
sen – auch wenn sie sich gegenseitig 
nicht ausschließen müssen!“1

Dementsprechend war es nicht zu-
letzt die Bundesregierung, die dies-
bezügliche Initiativen auf EU-Ebene 
mit vorantrieb. So veröffentlichten 
die EU-Außenbeauftragte und die 
EU-Kommission im April 2015 
das Papier „Kapazitätsaufbau zur 
Förderung von Sicherheit und Ent-
wicklung“, in dem Finanzierungs-

möglichkeiten für sogenannte „Er-
tüchtigungsmaßnahmen“ ausgelotet 
wurden. Hierfür werden drei Opti-
onen präsentiert: „i) Vorschlag zur 
Anpassung der Friedensfazilität für 
Afrika, um deren Beschränkungen 
abzubauen; ii) Einrichtung einer Fa-
zilität für die Verknüpfung von Frie-
den, Sicherheit und Entwicklung im 
Rahmen eines oder mehrerer beste-
hender Instrumente; iii) Einrichtung 
eines spezifischen Instruments zu 
diesem Zweck“.2 

Die bislang neueste Entwicklung 
in diesem Zusammenhang geht auf 
den Juli 2016 zurück, als die EU-
Kommission den Mitgliedsstaaten 
eine Initiative zur „Änderung der 
Verordnung“ des Friedens- und Sta-
bilitätsinstruments (IcSP) übergab, 
das augenscheinlich künftig auch 
Ertüchtigungsmaßnahmen finanzie-
ren soll: „Demnach sollen dessen 
Mittel unter ‚außergewöhnlichen 
Umständen‘ künftig auch für den 
‚Aufbau von Kapazitäten militäri-
scher Akteure in Partnerländern ver-
wendet werden‘ dürfen. Dies hätte 
auch die ‚Bereitstellung von Ausrüs-
tung‘ einzuschließen.“3 Gleichzeitig 
sollen womöglich Mittel hierfür aus 
der Entwicklungshilfe in das Instru-
ment für Stabilität „umgeleitet“ wer-
den, was unter anderem von Brot für 
die Welt im Herbst 2016 kritisiert 
wurde: „Das ‚Instrument für Stabi-
lität und Frieden‘ wurde 2014 ge-
schaffen, um die EU-Politik in den 
Bereichen Krisenreaktion, Konflikt-
verhütung, und Friedenskonsoli-
dierung wirksamer zu machen. Der 

Aufgabenkatalog ist breit und schon 
jetzt mit den vorhandenen Haus-
haltsmitteln kaum zu bewältigen. 
Die zusätzliche Finanzierung militä-
rischer Funktionen aus diesem Topf 
würde unweigerlich auf Kosten der 
Mittel für zivile Ansätze gehen. Die 
Kommission schlägt vor, den Haus-
halt des IcSP (2,338 Milliarden Euro 
für die Jahre 2014 bis 2020) um 100 
Millionen Euro zu erhöhen, sagt 
aber nicht, wie sie die Mittel dafür 
aufbringen will. In Brüssel wird dis-
kutiert, dafür Gelder aus dem Inst-
rument für Entwicklungszusammen-
arbeit (Reserven aus dem Fonds für 
Armutsbekämpfung) umzuwidmen. 
Brot für die Welt lehnt diese Pläne 
ab. Eine Umwidmung von Entwick-
lungsgeldern wäre unverantwortlich 
angesichts der Tatsache, dass die 
Mittel für Entwicklung dringend 
gebraucht werden, um strukturelle 
Ursachen von Konflikten und Mig-
ration anzugehen.“4

Inzwischen ist die Änderung so gut 
wie eingetütet und soll noch 2017 in 
Kraft treten.
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